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Themen dieser Ausgabe 
   

 1. Arbeitsteiliges Zusammenwirken mehrerer steu-
erbefreiter Körperschaften 

2. Verpflegung von Schülern durch Fördervereine 

3. Umsatzsteuerbefreiung: Ist ein einzelner Musiker 
ein Orchester? 

 4. "Kirchensteueraustritt" untersagt 

5. Stromerzeugung durch Kirchengemeinde: ge-
werblicher Betrieb? 

 

       

1 
Arbeitsteiliges Zusammenwirken 
mehrerer steuerbefreiter Körperschaf-
ten 

Kernproblem 
Der Gesetzgeber begünstigt Körperschaften, die nach der 
Satzung und der tatsächlichen Geschäftsführung aus-
schließlich und unmittelbar gemeinnützigen Zwecken die-
nen. Wird ein wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb, der kein 
steuerbegünstigter Zweckbetrieb ist, unterhalten, ist die 
Steuerbefreiung insoweit ausgeschlossen. Fraglich ist, ob 
durch eine Personalüberlassung ein Zweckbetrieb begrün-
det werden kann. 

Sachverhalt 
Eine gemeinnützige GmbH hat mit bei ihr angestellten 
Mitarbeitern entwicklungsgestörte und behinderte Jugendli-
che, die in 2 Stiftungen untergebracht waren, in Abend- und 
Nachtdiensten betreut und therapeutisch gefördert. Die 
GmbH ist eine Tochtergesellschaft der beiden Stiftungen. 
Bis zur GmbH-Gründung waren die Abend- und Nacht-
dienste von den beiden Stiftungen selbst wahrgenommen 
worden. 

Entscheidung 
Nach Ansicht des BFH liegt kein Betrieb der Wohlfahrts-
pflege vor. Die GmbH hat ihre Leistungen gegenüber den 
beiden Stiftungen erbracht und nicht unmittelbar gegenüber 
den in § 53 AO genannten Personen. Es könnte jedoch ein 
Zweckbetrieb nach der allgemeinen Definition in § 65 AO 
vorliegen. Zur Entscheidung hierüber reichen die bisheri-
gen Feststellungen der Vorinstanz nicht aus; aus diesem 
Grund hat der BFH den Sachverhalt an das Finanzgericht 
zurückverwiesen. Zu klären wird sein, ob die GmbH ihre 
Arbeitskräfte den Stiftungen für steuerbegünstigte Zwecke 
gegen Entgelt zur Verfügung gestellt hat. Insoweit liegt ein 
wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb vor. Hat die GmbH mit der 
Tätigkeit zugleich eigene satzungsmäßige Zwecke verwirk-
licht, kann ein Zweckbetrieb vorliegen. Die GmbH muss 
selbstständig und eigenverantwortlich entwicklungsgestörte 
und behinderte Personen betreuen. Die Einbindung auch in 
die Verwirklichung satzungsmäßiger Zwecke der beiden 
Stiftungen ist dann nicht schädlich. 

Konsequenz 
Im Rahmen des Gemeinnützigkeitsrechts ist sorgsam dar-
auf zu achten, dass dessen beide Säulen tragfähig sind. 
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Mit einer ordnungsgemäßen Satzung muss auch die sog. 
tatsächliche Geschäftsführung in Einklang stehen. 

 

2 
Verpflegung von Schülern durch För-
dervereine 

Einführung 
Zurzeit wird verstärkt diskutiert, ob die vermeintlichen Be-
günstigungen des UStG gerecht sind und aufrecht erhalten 
werden sollten. Ein Beispiel, das die Gemüter erhitzt, ist die 
Aussage, dass Fast Food begünstigt besteuert wird, wäh-
rend gesundes Schulessen dem vollen Steuersatz unter-
liegt. Mit anderen Worten: wer seine Kinder in die Pom-
mesbude schickt, kommt günstiger weg (umsatzsteuerlich); 
doch ist dies wirklich so?. 

Neue Verwaltungsanweisung 
Die OFD Frankfurt nimmt aktuell Stellung zu einem Urteil 
des BFH, das einem Förderverein die Steuerbefreiung für 
die Verpflegung der Schüler verwehrt hatte. Die OFD folgt 
dem Urteil, zeigt jedoch die Möglichkeiten auf, die noch 
verbleiben, um Schulessen begünstigt anzubieten. Steuer-
befreit kann das Essen angeboten werden, wenn der För-
derverein zusätzlich noch Aufgaben übernimmt, die der 
Erziehung bzw. Ausbildung der Schüler dienen (§ 4 Nr. 23 
UStG). Als Beispiel führt die OFD einen Förderverein an, 
der den verpflegten Schülern auch Betreuung und Haus-
aufgabenhilfe anbietet. Eine Steuerbefreiung kommt unter 
bestimmten Bedingungen auch in Betracht, wenn der För-
derverein als Mitglied einem Wohlfahrtsverein angeschlos-
sen ist (§ 4 Nr. 18 UStG). Greift keine der bezeichneten 
Steuerbefreiungen, ist zu differenzieren, ob der Verein 
gemeinnützig ist oder nicht. Die Verpflegung durch ge-
meinnützige Vereine kann im Rahmen eines Zweckbetrie-
bes erfolgen, so dass die Leistungen dem ermäßigten 
Steuersatz unterliegen würden. Hier ist zu beachten, dass 
die Schülerverpflegung auch in der Vereinssatzung als 
Satzungszweck aufgeführt werden muss. Die OFD bietet 
diesbezüglich ein Formulierungsbeispiel an. Ist der Verein 
nicht begünstigt, kommt der ermäßigte Steuersatz nur zum 
Zuge, wenn es sich um eine reine Essenslieferung handelt, 
also keine weiteren Dienstleistungen angeboten werden. 
Soweit die Vereine einen Umsatz erzielen, der 17.500 EUR 
nicht übersteigt, können sie die Kleinunternehmerregelung 
beanspruchen und müssen keine USt ausweisen. 

Konsequenz 
Wenn der Förderverein die nötigen Voraussetzungen 
schafft, brauchen die eigenen Kinder nicht in die nächste 
Fastfood-Kette geschickt zu werden. Zu berücksichtigen ist 
auch, dass eine Steuerpflicht den Vorsteuerabzug eröffnet, 
was bei größeren Investitionen auch von Vorteil sein kann. 
Wie auch immer, Schulfördervereine sollten sich, am bes-
ten schon bevor die Satzung steht, steuerlich beraten las-
sen. Denn die Risiken, die eine Fehlbeurteilung nach sich 
ziehen kann, sind erheblich.. 

3 
Umsatzsteuerbefreiung: Ist ein ein-
zelner Musiker ein Orchester? 

Einführung 
Das deutsche UStG befreit Orchester, die von öffent-
lich-rechtlichen Trägern unterhalten werden, von der 
Umsatzsteuer. Ebenso befreit sind private Orchester, 
denen die zuständige Landesbehörde bescheinigt, 
die gleichen kulturellen Aufgaben zu erfüllen wie die 
Erstgenannten. Bisher hatte der BFH es abgelehnt 
die Befreiung auch auf einzelne Musiker auszudeh-
nen, die ihrerseits selbstständig Leistungen gegenü-
ber einem befreiten Orchester erbringen. 

Fall 
Der Kläger leitete ein Jazzorchester. Für einzelne Konzerte 
oder Tourneen verpflichtete er in- und ausländische Musi-
ker auf freiberuflicher Basis. Nach einer Umsatzsteuerson-
derprüfung kam das Finanzamt zu dem Ergebnis, dass die 
Leistungen der freiberuflichen Musiker umsatzsteuerpflich-
tig seien und der Kläger hinsichtlich der Leistungen der 
ausländischen Musiker verpflichtet gewesen sei, die Um-
satzsteuer einzubehalten und an das Finanzamt abzufüh-
ren. Hiergegen wendete der Kläger ein, dass die Leistun-
gen der selbstständigen Musiker steuerfrei seien, da für 
alle die erforderliche Bescheinigung der Landesbehörde 
vorlag. 

Neues Urteil 
Der BFH ändert seine bisherige Rechtsprechung und 
schließt sich der Auffassung des Klägers an. Zur Begrün-
dung verweist er auf Vorgaben der MwStSystRL. Demnach 
können bestimmte kulturelle Dienstleistungen von der Um-
satzsteuer befreit werden. Der EuGH hatte hierzu festges-
tellt, dass es im Bereich der Musik nicht zulässig ist, die 
Steuerbefreiung davon abhängig zu machen ob die Leis-
tung von einem oder mehreren Musikern erbracht wird, 
sofern die erforderlichen Bescheinigungen vorliegen. 

Konsequenz 
Einmal mehr zeigt sich, dass die MwStSystRL im Bereich 
der Steuerbefreiungen unzureichend ins nationale Gesetz 
umgesetzt wurde. Wer daher eine Steuerbefreiung beans-
pruchen möchte oder ggf. bewusst hierauf verzichten 
möchte, kann sich nicht alleine auf das nationale UStG 
verlassen. Darüber hinaus wird ersichtlich, welche Risiken 
für Unternehmen lauern, wenn sie Dienstleistungen aus 
dem Ausland beziehen, ohne zu prüfen, ob sie Schuldner 
der USt sind. Dies gilt insbesondere für Unternehmer, die - 
wie im Fall - nicht zum Vorsteuerabzug berechtigt sind. 
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4 
„Kirchensteueraustritt“ untersagt 
 

Kernfrage 
Kann man aus der Kirche austreten, die den Status einer 
Körperschaft des öffentlichen Rechts hat und u. a. Kirchen-
steuer erhebt, und gleichzeitig weiterhin als Mitglied der 
katholischen Kirche angesehen werden? Diese Frage war 
jetzt - in zweiter Instanz - Gegenstand der Entscheidung 
des Verwaltungsgerichtshofs Baden-Württemberg. 

Sachverhalt 
Ein katholischer Hochschullehrer hatte den Austritt aus der 
Kirche erklärt, die Austrittserklärung aber mit dem Zusatz 
versehen, sie beziehe sich nur auf die Kirche als Körper-
schaft des öffentlichen Rechts. Er wolle sich keinesfalls 
innerlich von der Kirche lossagen und weiterhin Mitglied der 
Kirche sein. Das Erzbistum Freiburg stellte sich indes auf 
den Standpunkt, dass der Kirchenaustritt dem Tatbestand 
des Abfalls von der Kirche gleichkommt und automatisch 
die Exkommunikation nach sich zieht. Das Verwaltungsge-
richt Freiburg gab dem Hochschullehrer zunächst recht und 
erklärte den steuerlich bedingten Kirchenaustritt für rech-
tens. Das Erzbistum legte Revision gegen das Urteil des 
Verwaltungsgerichts ein. 

Entscheidung 
Der VGH gab der Revision des Erzbistums statt. Das Kir-
chensteuergesetz verlange für den Kirchenaustritt eine 
eindeutige Erklärung und verbiete deswegen Bedingungen 
und Zusätze. Für die Auslegung der Bestimmung ist nach 
Ansicht des Gerichts von entscheidender Bedeutung, dass 
mit diesem Verbot der sog. "modifizierte Kirchenaustritt" 
unterbunden werden soll. In Übereinstimmung mit der 
Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts sei ein 
Kirchenaustritt unwirksam, der isoliert nur diejenigen 
Rechtsfolgen beseitigen wolle, die eine Kirchenmitglied-
schaft im Bereich des staatlichen Rechts hat. Die Austritts-
erklärung müsse folglich erkennen lassen, dass sich der 
Betroffene ernsthaft und vollständig von der Religionsge-
meinschaft lossagen wolle. 

Konsequenz 
Der VGH hat mit seiner Entscheidung dem "Kirchensteuer-
austritt" eine klare Absage erteilt; die Revision beim Bun-
desverwaltungsgericht wurde nicht zugelassen. In ihrer 
Urteilsbegründung ließen es die Richter aber ausdrücklich 
offen, welche Folgerungen die Kirchen aus einer gegenü-
ber den staatlichen Stellen abgegebenen Austrittserklärung 
ziehen. Die bereits in der Öffentlichkeit viel diskutierte Fra-
ge der Kirchenmitgliedschaft ohne Kirchensteuerpflicht sei 
eine rein innerkirchliche Angelegenheit. 
 

5 Stromerzeugung durch Kirchengemein-
de : gewerblicher Betrieb? 

 

Kernproblem 
Juristische Personen des öffentlichen Rechts sind grund-
sätzlich hoheitlich tätig. Unternehmerisch tätig sind sie 
allein mit ihren Betrieben gewerblicher Art. Ein solcher ist 
eine Einrichtung, die einer nachhaltigen wirtschaftlichen 
Tätigkeit zur Erzielung von Einnahmen außerhalb der 
Land- und Forstwirtschaft dient. Zudem muss sie sich in-
nerhalb der Gesamtbetätigung wirtschaftlich herausheben. 
Dies soll aus Sicht der Finanzverwaltung bei einem Jah-
resumsatz gegeben sein, der größer als 30.678 EUR ist. 

Sachverhalt 
Eine Kirchengemeinde hatte auf dem Dach des Gemeinde-
saales eine Photovoltaikanlage installiert. In deren Betrieb 
sieht die Gemeinde einen Betrieb gewerblicher Art. Sie 
erklärte gegenüber dem Finanzamt einen Umsatz von 923 
EUR und machte Vorsteuern i. H. v. 7.681 EUR geltend. 
Wegen Unterschreiten des Jahresumsatzes von 30.678 
EUR hat das Finanzamt das Vorliegen eines Betriebs ge-
werblicher Art verneint und den Vorsteuerabzug nicht zuge-
lassen. 

Entscheidung 
Das FG Niedersachsen hat das Vorliegen eines Betriebes 
gewerblicher Art bejaht. Die Gemeinde war durch die Er-
zeugung und Einspeisung von Energie in das Stromnetz 
selbstständig und nachhaltig zur Erzielung von Einnahmen 
tätig geworden. Die in der Stromerzeugung liegende Tätig-
keit hat sich hinreichend von ihrer Gesamtbetätigung abge-
hoben. So liegt der eigentliche Zweck in der Förderung der 
Religionsausübung. Davon unterscheidet sich die rein 
ökonomische Tätigkeit des Verkaufs von elektrischer Ener-
gie. Allein auf feste Umsatzgrenzen kann nicht abgestellt 
werden. 

Konsequenz 
Die Besteuerung hat immer zwei Seiten - bei einer Umsatz-
steuerpflicht dürfen auch die Vorsteuern gezogen werden. 
Ohne Umsatzsteuerpflicht stellen die Vorsteuern Kosten 
dar. Im vorliegenden Fall führt eine Umsatzsteuerpflicht zu 
einem Vorteil für die steuerpflichtige Gemeinde, so dass sie 
das Vorliegen eines Betriebs gewerblicher Art begehrte. 
Andere Steuerpflichtige wiederum sind froh über die Um-
satzgrenze der Finanzverwaltung, da sie bei darunter lie-
genden Umsätzen keine steuerlichen Konsequenzen zu 
ziehen brauchen. Das FG hat die Revision zugelassen, so 
dass die weitere Entwicklung abzuwarten bleibt. 
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Alle Informationen und Angaben in diesem BranchenBrief haben 
wir nach bestem Wissen zusammengestellt. Sie erfolgen jedoch 
ohne Gewähr. Diese Information kann eine individuelle Beratung 
im Einzelfall nicht ersetzen. 
 

Für weitere Fragen zu den vorstehenden Themen steht 
Ihnen Herr Steuerberater Heiko Brand gerne zur  
Verfügung. 

Heiko Brand, Steuerberater 
In den Seewiesen 26, 89520 Heidenheim/Brenz 

Fon 07321 27719-0  -  info@steuerberater-brand.de 

www.steuerberater-brand.de 
 

Wir möchten unseren Mandanten ein zuver-

lässiger Partner in allen Beratungssituationen 

sein, sei es bei der Beantwortung von Spezi-

alfragen oder auch bei der Lösung komplexer Probleme. 

Unsere Beratungsschwerpunkte liegen in den Bereichen  

ü Steuerberatung  

ü Firmenumstrukturierungen 

ü Sanierungen / Sanierungsgutachten 

ü Unternehmens- und Wirtschaftsberatung 

ü Coaching für Unternehmer 
 

Sprechen Sie uns an! 
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